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Ihre Ausführungen zur Beamtenbesoldung in der Fragestunde vom 2. Juli 2026 
(Plenarprotokoll 19/89, S. 9118-9120) - Bitte um Offenlegung des Gesetzentwurfs und um 
Konkretisierung 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Evers, 

seit 16 Jahren lege ich Jahr für Jahr Widerspruch gegen meine Besoldung ein - als einer der 
Beamten, deren rund 100.000 ruhende Widerspruchsverfahren das Bundesverfassungsgericht 
allein für Berlin zählt. Mit Beschluss vom 17. September 2025 – 2 BvL 20/17 u. a. – hat das 
Gericht die Berliner A-Besoldung 2008-2020 weit überwiegend für verfassungswidrig erklärt und 
eine Frist zur Neuregelung bis zum 31. März 2027 gesetzt. Drei Ihrer Aussagen aus der 
Fragestunde vom 2. Juli 2026 halte ich Ihnen deshalb entgegen - nicht mit Meinungen, sondern 
mit Dokumenten Ihres eigenen Hauses. 

1. „Bereits eingearbeitete“ Anpassungen. Die Begründung des Berliner Besoldungs- und 
Versorgungsanpassungsgesetzes 2026/2027 dokumentiert für 2009-2023 eine 
Besoldungsentwicklung von +42,58 % gegenüber einem Nominallohnindex von +53,28 % und 
stellt wörtlich fest: „Somit liegt eine Verletzung des zweiten Parameters vor.“ Ihr Haus bescheinigt 
dem Land damit selbst eine fortdauernde Abweichung von 7,51 % - das Anderthalbfache der 
5‑%‑Schwelle. Die Hauptstadtzulage ändert daran nichts: Sie darf nach der Rechtsauffassung 
Ihrer eigenen Verwaltung bei der Amtsangemessenheitsprüfung „nicht berücksichtigt werden“; 
ihre Verfassungsmäßigkeit hat das Gericht einem gesonderten Verfahren vorbehalten. 

2. Der Vergleich mit Brandenburg. Selbst wenn - wie Sie ausführten - die historische 
Abweichung vom Nominallohnindex dort größer gewesen sein sollte: Brandenburg hat sie mit 
dem am 1. Juli 2026 veröffentlichten Referentenentwurf rückwirkend zum 1. Januar 2026 unter 
die 5‑%‑Schwelle zurückgeführt und dies in neun Anlagen parameterscharf belegt - einschließlich 
einer Kostenziffer von 429,6 Millionen Euro allein für 2026 und einer offen ausgewiesenen 
Arbeitszeitkomponente. Am selben Tag, an dem dieser Entwurf mit Bearbeitungsstand 2. Juli 
2026 vorlag, erklärten Sie dem Abgeordnetenhaus: „eine Kosteneinschätzung für Berlin könnte 
ich nicht vornehmen.“ 

3. „Der Entwurf ist fertig.“ So Ihre Worte - neben dem doppelten Eingeständnis eines Berliner 
Handlungs- und Anpassungsbedarfs. Fünf Wochen später ist dieser Entwurf weder veröffentlicht 
noch eingebracht, während Brandenburg, Sachsen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein, Thüringen und Hamburg ihre Entwürfe vorgelegt oder beschlossen haben und der Bund 
seinen Referentenentwurf abstimmt. Ausgerechnet das einzige Land, das unmittelbar und 
fristgebunden zur Neuregelung verpflichtet wurde, hält seinen fertigen Entwurf unter Verschluss. 

Ich bitte Sie daher um dreierlei: die Offenlegung des Entwurfs samt Parameterdokumentation 
nach dem Vorbild der Brandenburger Anlagen 1-9; einen verbindlichen Zeitplan für die 
Beschlussfassung vor dem 31. März 2027 - auch über die Wahl zum Abgeordnetenhaus am 20. 
September 2026 hinweg; und die Konkretisierung des eingeräumten Handlungsbedarfs 
gegenüber dem Parlament, auch zur Frage, ob 280 Millionen Euro Risikovorsorge im 
Doppelhaushalt 2026/2027 genügen, wenn das von der Anzahl des Personals kleinere 
Brandenburg allein für 2026 bereits 429,6 Millionen Euro veranschlagt. 

Der beigefügte Zahlenanhang enthält ausschließlich extern belegbare Werte mit Fundstellen. Ich 
behalte mir vor, dieses Schreiben samt Ihrer Antwort auf www.berliner-besoldung.de zu 
veröffentlichen. 

Mit freundlichen Grüßen 

André Grashof 
Beamter des Landes Berlin im Ruhestand · seit 16 Jahren Widerspruchsführer 

Anlage: Zahlenanhang (2 Seiten)   ·   Nachrichtlich: die besoldungspolitischen Sprecherinnen und Sprecher der 
Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke im Abgeordnetenhaus von Berlin 
  



Zahlenanhang 

Sämtliche Angaben sind extern belegbar; Fundstellen jeweils in der rechten Spalte. Zitate aus amtlichen 
Dokumenten sind wörtlich wiedergegeben. 

A. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 17. September 2025 – 2 BvL 20/17 u. a. – 
(Gesetzeskraft) 

A 1 Berliner Besoldungsordnung A 2008-2020 weit überwiegend 
verfassungswidrig; die Mindestbesoldung war unterschritten 
2008/2009 in A 2 bis A 9, 2010-2015 in A 4 bis A 10, 2016-2020 
in A 4 bis A 11. 

BVerfG, Beschl. v. 17.09.2025 – 2 BvL 
20/17 u. a. –, Rn. 113; Volltext und PM 
Nr. 105/2025, 
bundesverfassungsgericht.de 

A 2 Frist zur verfassungskonformen Neuregelung: 31. März 2027. ebd. 

A 3 „Allein für das Land Berlin sind im Hinblick auf die vorliegenden 
Verfahren etwa 100.000 anhängige Widerspruchsverfahren zum 
Ruhen gebracht worden; zusätzlich sind zwischen 2.000 und 
3.000 insbesondere beim Verwaltungsgericht anhängige 
Klageverfahren noch zu entscheiden.“ 

ebd., Volltext 

A 4 Neuer Prüfmaßstab: Prekaritätsschwelle = 80 % des Median-
Äquivalenzeinkommens (Vier-Personen-Familie). 

ebd., Leitsatz 7 

A 5 Die Verfassungsmäßigkeit der Berliner Hauptstadtzulage „bleibt 
… einem gesonderten Verfahren vorbehalten“. 

ebd., Rn. 149 

 

B. Aussagen des Senators für Finanzen, Fragestunde des Abgeordnetenhauses am 2. Juli 2026 
(Plenarprotokoll 19/89) 

B 1 „… verschiedene Besoldungsanpassungen, die Berlin in der 
Vergangenheit bereits eingearbeitet hat …“ 

Plenarprotokoll 19/89, S. 9118 

B 2 „… aber ausdrücklich wird es auch hier einen Handlungsbedarf 
geben. Den kann ich im Moment noch nicht konkretisieren …“ 

ebd., S. 9118 

B 3 „… ebenfalls wird nicht nur Brandenburg, sondern auch Berlin 
einen Anpassungsbedarf haben …“ 

ebd., S. 9119 

B 4 „… der Entwurf ist fertig, wir sind in politischer Abstimmung mit 
den Koalitionsfraktionen dazu.“ 

ebd., S. 9118 f. 

B 5 „Sie sehen mir nach, eine Kosteneinschätzung für Berlin könnte 
ich nicht vornehmen.“ 

ebd., S. 9119 

 

C. Dokumente und Zahlen des Landes Berlin 

C 1 Parameterprüfung 2009-2023 in der Entwurfsbegründung des 
Berliner Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 
2026/2027: Besoldungsentwicklung +42,58 %; Tarifindex 
+40,31 %; Nominallohnindex +53,28 %; Verbraucherpreisindex 
+34,75 %. Wörtlich: „Somit liegt eine Verletzung des zweiten 
Parameters vor.“ (Abweichung 7,51 %; Schwelle des BVerfG: 5 
%). 

Entwurfsbegründung BerlBVAnpG 
2026/2027, Parameterprüfung nebst 
Abwägung der 
Verbändestellungnahmen 

C 2 Hauptstadtzulage: bis zu 150 € monatlich, nur bis 
Besoldungsgruppe A 13, nicht ruhegehaltfähig, seit 1. 
November 2020. Selbstauskunft des Senats: Die Zulage darf 
„bei der Prüfung, ob die Alimentation amtsangemessen 
ausgestaltet ist, nicht berücksichtigt werden“. 

§ 74a BBesG BE; Senatserwiderung 
auf die Stellungnahme des BdVR 
(Entwurfsbegründung BerlBVAnpG 
2026/2027) 

C 3 Chronologie 2024: Brandenburg übertrug den Tarifabschluss 
vom 9. Dezember 2023 zum 1. Januar 2024 (+4,76 %) und zum 
1. Juli 2024 (+5,54 %); Berlin erst zum 1. Februar 2025 (+5,5 
%). Eine Vorziehung lehnte der Senat ausdrücklich ab. 

Entwurfsbegründung BerlBVAnpG 
2026/2027 (BdVR-Stellungnahme und 
Senatserwiderung) 

C 4 Risikovorsorge für die BVerfG-Nachzahlungen im 
Doppelhaushalt 2026/2027: 280 Millionen Euro. 

Finanzplanung von Berlin 2025-2029, 
parlament-berlin.de 

 



D. Brandenburg: Referentenentwurf BbgBVAnpG 2026 (Bearbeitungsstand 2. Juli 2026) und amtliche 
Mitteilung vom 1. Juli 2026 

D 1 Rückwirkende Neufestsetzung der Grundgehälter zum 1. Januar 
2026; Anhebung „in der A-Besoldung zwischen sieben und 17 
Prozent sowie in der B-Besoldung bei etwa 18 Prozent“. 

PM 22/2026 des MdFE Brandenburg v. 
01.07.2026, mdf.brandenburg.de; 
Referentenentwurf mit Anlagen 

D 2 Kosten 2026: „circa 429,6 Millionen Euro …, wovon 278,7 
Millionen Euro über die im Haushalt veranschlagten Mittel 
hinausgehen“; Deckung durch Entnahme aus dem 
Versorgungsfonds. 

Referentenentwurf BbgBVAnpG 2026, 
Begründung 

D 3 Vollständige Parameterdokumentation in den Anlagen 1-9 der 
Entwurfsbegründung; Abweichung vom Nominallohnindex nach 

der Reform: 4,86 % bis 4,92 % - unterhalb der 5‑%‑Schwelle. 

ebd., Anlagen 1-9, insbes. Anlage 3b 

D 4 Offen ausgewiesene Gegenleistung: befristete Anhebung der 
Wochenarbeitszeit auf 41 Stunden (1. März 2027 bis 31. Juli 
2032) mit Ausnahmen u. a. für Schicht- und 
Wechselschichtdienst. 

ebd.; PM 22/2026 des MdFE 

D 5 DGB-Vorsitzende Katja Karger: „Brandenburg hat sich jetzt als 
erstes Bundesland auf den Weg gemacht, die Besoldung 
verfassungskonform anzupassen.“ 

PM 22/2026 des MdFE Brandenburg v. 
01.07.2026 (amtliche Mitteilung) 

 

E. Bundesweiter Vergleich und Zeitrahmen 

E 1 Reparaturgesetzgebung vorgelegt oder beschlossen (Stand 
August 2026): Brandenburg, Sachsen, Niedersachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein (Kabinettsbeschluss vom 
2. Juni 2026), Thüringen, Hamburg; der Bund hat den 
Referentenentwurf eines Bundesalimentationsgesetzes (Stand 
14. April 2026) in der Abstimmung. Berlin: Entwurf laut Senator 
„fertig“ (2. Juli 2026), bis August 2026 weder veröffentlicht noch 
eingebracht. 

amtliche Mitteilungen der Länder (u. a. 
Finanzministerium Schleswig-Holstein 
v. 02.06.2026); Übersichten der 
Fachpresse 

E 2 Wahl zum Abgeordnetenhaus von Berlin: 20. September 2026. 
Frist des Bundesverfassungsgerichts: 31. März 2027. 

Senatsbeschluss v. 03.06.2025; 
Landeswahlleiter Berlin, 
berlin.de/wahlen; BVerfG, Beschl. v. 
17.09.2025 

 


